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110. ORDENTLICHE  GENERALVERSAMMLUNG  SCHWEITER TECHNOLOGIES AG2

TRAKTANDEN UND ANTRÄGE DES  
VERWALTUNGSRATS

1. BEGRÜSSUNG DURCH DEN PRÄSIDENTEN

2.  BERICHTERSTATTUNG ÜBER DAS  
GESCHÄFTSJAHR 2022

3.  GENEHMIGUNG DES JAHRESBERICHTES,  
DER JAHRESRECHNUNG UND DER KONZERN-
RECHNUNG 2022 
Der Verwaltungsrat beantragt, den Jahresbericht, die 
Jahresrechnung sowie die Konzernrechnung 2022 zu  
genehmigen. 

4.  KONSULTATIVABSTIMMUNG ÜBER DEN  
VERGÜTUNGSBERICHT 2022

Der Verwaltungsrat beantragt, den Vergütungsbericht 2022 
in einer nicht bindenden Konsultativabstimmung zustim-
mend zur Kenntnis zu nehmen.

5.  ENTLASTUNG DER MITGLIEDER DES VERWAL-
TUNGSRATS UND DER GESCHÄFTSLEITUNG

Der Verwaltungsrat beantragt, allen Mitgliedern des Ver-
waltungsrats und der Geschäftsleitung für das Geschäfts-
jahr 2022 Entlastung zu erteilen.

6. VERWENDUNG DES BILANZGEWINNS

Freie Gewinnreserve (Bilanzgewinn) 
aus dem Vorjahr  CHF  429 633 627

Jahresgewinn 2022 CHF  51 520 394

Ausbezahlte Dividende CHF – 57 272 320

Verfügbare freie Gewinnreserve 
(Bilanzgewinn) CHF  423 881 701

Antrag des Verwaltungsrats:

Ausschüttung einer Dividende  
von CHF 20.00 je Aktie CHF    28 636 160

Vortrag auf neue Rechnung CHF  395 245 541

Total CHF  423 881 701

7. WAHLEN

7.1  WIEDERWAHL DER MITGLIEDER UND DES  
PRÄSIDENTEN DES VERWALTUNGSRATS

Der Verwaltungsrat beantragt die Wiederwahl von Daniel 
Bossard, Vanessa Frey, Jacques Sanche, Lars van der Hae-
gen, Beat Siegrist und Stephan Widrig als Mitglieder des 
Verwaltungsrats sowie von Heinz O. Baumgartner als Mit-
glied und (in der gleichen Abstimmung) als Präsident des 
Verwaltungsrats je einzeln für eine Amtsdauer von einem 
Jahr.

Erläuterungen
Sowohl die Grösse als auch die Zusammensetzung des 
Verwaltungsrats hat sich bewährt, weshalb alle bisherigen 
Mitglieder zur Wiederwahl vorgeschlagen werden. Nach 
zwölf erfolgreichen Amtsjahren hat sich Beat Siegrist  
entschieden, nicht mehr als Präsident zur Wiederwahl  
anzutreten, verbleibt jedoch als ordentliches Mitglied im 
Verwaltungsrat. Er hat insbesondere die strategische  
Ausrichtung der Gesellschaft in den letzten Jahren mass-
geblich geprägt und die Schweiter Technologies Gruppe 
zu einem führenden Unternehmen für hochqualitative Ver-
bundwerkstoffe mit hervorragenden Perspektiven für eine 
erfolgreiche Zukunft entwickelt. Der Verwaltungsrat dankt 
Beat Siegrist für seine grossen Verdienste und schlägt den 
Aktionären Dr. Heinz O. Baumgartner als neuen Präsidenten 
vor. Der Verwaltungsrat ist überzeugt, dass Heinz O. Baum-
gartner dank seiner Erfahrung und seiner Vorkenntnis eine 
gute Wahl darstellt. 

7.2  WAHL DER MITGLIEDER DES NOMINIERUNGS- 
UND VERGÜTUNGSAUSSCHUSSES

Der Verwaltungsrat beantragt die Wiederwahl von Jacques 
Sanche, Vanessa Frey und Daniel Bossard als Mitglieder des 
Nominierungs- und Vergütungsausschusses je einzeln für 
eine Amtsdauer von einem Jahr.

7.3  WAHL DES UNABHÄNGIGEN  
STIMMRECHTSVERTRETERS

Der Verwaltungsrat beantragt die Wahl der Proxy Vo-
ting Services GmbH, Zürich, Geschäftsführung Dr. René 
Schwarzenbach, als unabhängige Stimmrechtsvertreterin 
für eine Amtsdauer von einem Jahr bis zum Abschluss der 
nächsten ordentlichen Generalversammlung.
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7.4  WAHL DER REVISIONSSTELLE
Der Verwaltungsrat beantragt die Wiederwahl der KPMG 
AG, Zug, für eine Amtsperiode von einem Jahr.

8. GENEHMIGUNG VON VERGÜTUNGEN

8.1  GENEHMIGUNG DER MAXIMALEN VERGÜTUNG 
DES VERWALTUNGSRATS

Der Verwaltungsrat beantragt die Genehmigung der Ge-
samtsumme der Vergütungen an die Mitglieder des Ver-
waltungsrats von maximal CHF 1 200 000 (einschliesslich 
der Beiträge an die Pensionskasse und anderer Sozial-
leistungen) für die Amtsdauer bis zur ordentlichen Ge-
neralversammlung 2024.

Erläuterungen
Der Verwaltungsrat beantragt der Generalversammlung 
gemäss Art. 10a Abs. 1 Ziff. 1 der Statuten, die maximale 
Gesamtsumme der Vergütung an die Mitglieder des Ver-
waltungsrats für den Zeitraum bis zur ordentlichen Gene-
ralversammlung 2024 auf CHF 1 200 000 festzulegen. Der 
beantragte Gesamtbetrag ist auf die Vergütung von sieben 
Verwaltungsratsmitgliedern ausgerichtet. Einzelheiten zur 
Vergütung an die Mitglieder des Verwaltungsrats finden 
sich in den Statuten und im Vergütungsbericht.

8.2  GENEHMIGUNG DER MAXIMALEN  
VERGÜTUNG DER GESCHÄFTSLEITUNG

Der Verwaltungsrat beantragt die Genehmigung der Ge-
samtsumme der Vergütungen an die Mitglieder der Ge-
schäftsleitung von maximal CHF 3 000 000 (einschliesslich 
der Beiträge an die Pensionskasse und anderer Sozial-
leistungen) für das Geschäftsjahr 2024.

Erläuterungen
Der Verwaltungsrat beantragt der Generalversammlung 
gemäss Art. 10a Abs. 1 Ziff. 2 der Statuten, die maximale 
Gesamtsumme der Vergütung an die Mitglieder der Ge-
schäftsleitung auf CHF 3 000 000 festzulegen. Die Mitglie- 
der der Geschäftsleitung erhalten für ihre Tätigkeit eine 
fixe Grundvergütung und im Regelfall eine erfolgsabhän-
gige Gehaltskomponente (einschliesslich der Beiträge an 
die Pensionskasse und anderer Sozialleistungen). Die vom 
Verwaltungsrat beantragte Gesamtvergütung ist als Maxi-
malbetrag für das Geschäftsjahr 2024 zu betrachten und 
umfasst neben der fixen Vergütung die maximal mögliche, 
prozentuale erfolgsabhängige Gehaltskomponente von 
200% gemessen an der fixen Grundvergütung. Der zur Aus-
zahlung gelangende erfolgsabhängige Vergütungsanteil ist 
vom Erreichen der im Voraus festgelegten gesamtunterneh-
merischen Vorgaben und individuellen Ziele der einzelnen 

Mitglieder der Geschäftsleitung abhängig. Weitere Einzel-
heiten zur Vergütung an die Mitglieder der Geschäftsleitung 
finden sich in den Statuten und im Vergütungsbericht.

9. STATUTENÄNDERUNGEN

9.1  UMWANDLUNG VON INHABER-  
IN NAMENAKTIEN

Der Verwaltungsrat beantragt die Umwandlung von Inha-
ber- in Namenaktien und die Art. 3 (Aktienkapital), Art. 3bis 
(Aktienbuch und Übertragungsbeschränkungen, Nominees), 
3ter (Bedingtes Kapital) und Art. 8 (Publikationen und Mit-
teilungen) gemäss dem Wortlaut im Anhang anzupassen 
oder neu einzufügen.

Der Wortlaut der einzelnen Statutenbestimmungen gemäss 
Traktandum 9.1 findet sich im Anhang zu dieser Einladung.

Erläuterungen
Im Sinne der Stärkung der Aktionärsrechte schlägt der Ver-
waltungsrat der Generalversammlung die Umwandlung der 
bisherigen Inhaberaktien in Namenaktien vor. Der Verwal-
tungsrat ist der Überzeugung, dass diese Umwandlung 
zeitgemäss ist und einer guten Corporate Governance ent-
spricht. Die vom Verwaltungsrat vorgeschlagenen und neu 
eingeführten Regelungen für Nominees sind pragmatisch 
und entsprechen dem Gesetz.

9.2  ANPASSUNGEN DER STATUTEN AN DIE AKTIEN-
RECHTSREVISION: ZWINGENDE, OPTIONALE 
UND REDAKTIONELLE ÄNDERUNGEN

Der Verwaltungsrat beantragt, die folgenden Statutenbe-
stimmungen gemäss dem Wortlaut im Anhang anzupassen 
oder neu einzufügen: 
Art. 4 (Öffentliche Kaufangebote), Art. 5bis, Art. 10 (Befug-
nisse der Generalversammlung), Art. 11 (Recht zur Einberu-
fung der Generalversammlung), Art. 12 (Form der Einberu-
fung), Art. 13 (Vorsitz, Stimmenzähler und Protokollführer), 
Art. 14 (Stimmrecht der Aktionäre), Art. 14a (Unabhängiger 
Stimmrechtsvertreter), Art. 15 (Beschlussfähigkeit), Art. 16 
(Beschlussfassung, Wahlen), Art. 18 (Auskunfts- und Ein-
sichtsrecht der Aktionäre), Art. 19 (Recht auf Einleitung 
einer Sonderuntersuchung), Art. 21 (Befugnisse, Pflich-
ten des Verwaltungsrats), Art. 22 (Konstituierung), Art. 23  
(Delegation, Ausschüsse), Art. 23a (Nominierungs- und  
Vergütungsausschuss), Art. 24 (Organisation, Protokoll), 
Art. 26 (Wahl, Unabhängigkeit, Amtsdauer der Revisionsstelle), 
Art. 27a (Grundsätze der Vergütungen an die Mitglieder des 
Verwaltungsrats), Art. 27b (Grundsätze der Vergütungen  
an die Mitglieder der Geschäftsleitung), Art. 27c (Grund
sätze der Zuteilung von Aktien an die Mitglieder der  
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Geschäftsleitung), Art. 27d (Spesen), Art. 27f (Zulässige 
weitere Tätigkeiten), Art. 29 (Verwendung des Jahresge-
winns). 

Darüber hinaus werden Schreibweisen vereinheitlicht (CHF 
0 000.00 statt Fr. 0’000.--, x% statt x %, Aufzählungen mit 
«;» statt «.»).

Der Wortlaut der einzelnen Statutenbestimmungen ge-
mäss Traktandum 9.2 findet sich im Anhang zu dieser Ein-
ladung.

Erläuterungen
Aufgrund des neu in Kraft getretenen Aktienrechts möchte 
der Verwaltungsrat einerseits zwingend notwendige sowie 
redaktionelle Änderungen vornehmen. Zugleich möchte 
der Verwaltungsrat aber auch optionale Änderungen vor-
nehmen und so die neu vom Gesetz eingeräumten Möglich-
keiten teilweise in den Statuten verankern. 

Die zwingend notwendigen Änderungen stärken insbeson-
dere die Aktionärsrechte. Redaktionelle Änderungen erge-
ben sich sodann, um sich widersprechende Bestimmungen 
zu eliminieren und die Statuten zu modernisieren und ver-
ständlicher zu machen. 

Die vom Verwaltungsrat vorgeschlagenen optionalen 
Änderungen betreffen insbesondere die Schaffung der 
Grundlagen zur Durchführung einer virtuellen General-
versammlung und zur Nutzung elektronischer Kom-
munikationsmittel. Der Verwaltungsrat beabsichtigt 
auch in Zukunft die Durchführung einer physischen Ge-
neralversammlung. Durch die neuen Bestimmungen  
sollen lediglich die Grundlagen einer virtuellen oder auch  
sogenannt hybriden (d.h. einer physischen und zeitgleich 
virtuellen) Generalversammlung geschaffen werden.  

ORGANISATORISCHE HINWEISE

WEITERFÜHRENDE INFORMATIONEN
Weiterführende Erläuterungen zu den einzelnen Traktan-
den finden sich im Geschäftsbericht.

UNTERLAGEN
Der Geschäftsbericht 2022 mit der Jahresrechnung, der 
Konzernrechnung, dem Vergütungsbericht, den Berichten 
der Revisionsstelle sowie dem Antrag betreffend Verwen-
dung des Bilanzgewinns liegt ab dem 13. März 2023 am 
Sitz der Gesellschaft in Steinhausen zur Einsicht auf und 
kann über www.schweiter.com abgerufen werden. 

STIMMMATERIAL
Aktionäre, die an der Generalversammlung teilnehmen 
oder sich vertreten lassen wollen, können ihr Stimmma-
terial bis 31. März 2023 direkt am Sitz der Gesellschaft 
gegen Hinterlegung ihrer Aktientitel oder gegen eine De-
potbescheinigung, die sie bei ihrer Bank anfordern können, 
beziehen. Die Depotbescheinigung kann der Gesellschaft 
wie folgt zugestellt werden:

   per Post an Schweiter Technologies AG,  
Hinterbergstrasse 20, 6312 Steinhausen;

   per Fax +41 41 757 77 01 oder
   als E-Mail-Anhang an info@schweiter.com

Die hinterlegten Aktien bleiben bis nach Beendigung der 
Generalversammlung gesperrt.

VOLLMACHT UND ELEKTRONISCHE 
STIMMABGABE
Zusammen mit dem Stimmmaterial erhalten die Aktio-
näre auch das Formular zur Erteilung der Vollmacht sowie 
den Zugangscode für die elektronische Stimmabgabe. Ak-
tionäre, die an der Generalversammlung nicht persönlich 
teilnehmen, können sich unter Benützung der Vollmacht 
durch eine Drittperson oder durch den unabhängigen 
Stimmrechtsvertreter vertreten lassen. Als unabhängigen 
Stimmrechtsvertreter steht die anlässlich der Generalver-
sammlung vom 6. April 2022 gewählte Proxy Voting Ser-
vices GmbH, Grossmünsterplatz 1, Postfach, 8024 Zürich, 
Geschäftsführung Dr. René Schwarzenbach, zur Verfü-
gung. Die Vollmacht samt allfälligen Weisungen kann ihr 
bis spätestens bis 31. März 2023 zugestellt werden.

Für die elektronische Stimmabgabe registrieren sich  
Aktionäre unter schweiter.shapp.ch mit den Login- 
Daten, welche ihnen zusammen mit dem Stimmmateri-
al zugestellt werden. Die elektronische Stimmabgabe ist  
bis längstens 2. April 2023 um 20.00 Uhr möglich.

Schweiter Technologies AG
Für den Verwaltungsrat

Beat Siegrist, Präsident

Steinhausen, 13. März 2023
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STATUTEN DER SCHWEITER TECHNOLOGIES AG 

STATUTEN DER SCHWEITER TECHNOLOGIES AG 
MIT SITZ IN STEINHAUSEN

I. FIRMA, SITZ, DAUER UND ZWECK DER  
GESELLSCHAFT 
 
Art. 1 Firma, Sitz und Dauer
Unter der Firma 
Schweiter Technologies AG 
besteht mit Sitz in Steinhausen, Schweiz, eine Aktiengesell-
schaft von unbeschränkter Dauer gemäss den vorliegenden 
Statuten und den Bestimmungen des Schweizerischen  
Obligationenrechts.

Art. 2 Zweck
Zweck der Gesellschaft ist der Erwerb, das Halten, die Ver-
waltung und die Veräusserung von Beteiligungen an in und 
ausländischen Unternehmen, insbesondere in den Berei-
chen der Industrie und der Technologie.  

Die Gesellschaft kann Dienstleistungen und Finanzierungen 
erbringen, Immaterialgüterrechte und Grundstücke erwer-
ben, verwerten, belasten und veräussern sowie alle übrigen 
Tätigkeiten ausüben, welche in direktem oder indirektem 
Zusammenhang mit dem Zweck der Gesellschaft stehen.  

II. AKTIENKAPITAL, AKTIEN 

Art. 3 Aktienkapital
Das Aktienkapital der Gesellschaft beträgt CHF 1’431’808.--, 
eingeteilt in 1’431’808 voll liberierte Inhaberaktien zu je 1 Fran-
ken Nennwert.

Durch Beschluss der Generalversammlung können Inhaber-
aktien jederzeit in Namenaktien umgewandelt werden und 
umgekehrt.

Die Gesellschaft gibt ihre Inhaberaktien in Form von Wert-
papieren (Einzelurkunden oder Globalurkunden) oder Wert-
rechten aus. Dem Verwaltungsrat steht es im Rahmen der 
gesetzlichen und statutarischen Vorgaben frei, die in ei-
ner dieser Formen ausgegebenen Inhaberaktien jederzeit 
und ohne Zustimmung der Aktionäre in eine andere Form 

STATUTEN DER SCHWEITER TECHNOLOGIES AG 
 

I. FIRMA, SITZ, DAUER UND ZWECK DER  
GESELLSCHAFT 
 
Art. 1 Firma, Sitz und Dauer
Unter der Firma
Schweiter Technologies AG
besteht mit Sitz in Steinhausen, Schweiz, eine Aktiengesell-
schaft von unbeschränkter Dauer gemäss den vorliegenden 
Statuten und den Bestimmungen des Schweizerischen  
Obligationenrechts.

Art. 2 Zweck
Zweck der Gesellschaft ist der Erwerb, das Halten, die Ver-
waltung und die Veräusserung von Beteiligungen an in- und 
ausländischen Unternehmen, insbesondere in den Berei-
chen der Industrie und der Technologie. 

Die Gesellschaft kann Dienstleistungen und Finanzierungen 
erbringen, Immaterialgüterrechte und Grundstücke erwer-
ben, verwerten, belasten und veräussern sowie alle übrigen 
Tätigkeiten ausüben, welche in direktem oder indirektem 
Zusammenhang mit dem Zweck der Gesellschaft stehen.

II. AKTIENKAPITAL, AKTIEN 

Art. 3 Aktienkapital
Das Aktienkapital der Gesellschaft beträgt CHF 1 431 808.00, 
eingeteilt in 1 431 808 voll liberierte Namenaktien zu je 
1 Franken Nennwert.

Die Gesellschaft gibt ihre Namenaktien in Form von Wert-
papieren (Einzelurkunden oder Globalurkunden) oder Wert-
rechten aus. Dem Verwaltungsrat steht es im Rahmen der 
gesetzlichen und statutarischen Vorgaben frei, die in einer 
dieser Formen ausgegebenen Namenaktien jederzeit und 
ohne Zustimmung der Aktionäre in eine andere Form um-

GELTENDE STATUTEN REVIDIERTE STATUTEN
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umzuwandeln. Die Gesellschaft trägt dafür die Kosten. 
Als Wertrechte ausgegebene Inhaberaktien werden als 
Bucheffekten geführt. In der Form von Wertpapieren aus-
gegebene Inhaberaktien können als Bucheffekten geführt 
werden. Die Gesellschaft kann als Bucheffekten geführte 
Inhaberaktien aus dem Verwahrungssystem zurückziehen. 
 
Werden Inhaberaktien als Bucheffekten geführt, hat der 
Aktionär keinen Anspruch auf Druck und Auslieferung 
von Aktientiteln oder Aktienzertifikaten oder auf Um-
wandlung von in einer bestimmten Form ausgegebenen 
Inhaberaktien in eine andere Form. Die Inhaberaktionä-
re, die ihre Inhaberaktien bei einer Bank buchmässig füh-
ren lassen (depotführende Bank), können sich gegenüber 
der Gesellschaft mittels einer Bescheinigung der depot-
führenden Bank über die in ihrem Eigentum stehenden 
Aktien legitimieren. Die Gesellschaft kann ausgegebe-
ne Aktientitel, die bei ihr eingeliefert werden, annullieren. 

 
Die Übertragung von als Bucheffekten geführten Inhaberak-
tien und die Bestellung von Sicherheiten an diesen Buchef-
fekten richten sich ausschliesslich nach den Bestimmungen 
des Bucheffektengesetzes. Bucheffekten können nicht durch 
Zession übertragen werden. An diesen Bucheffekten kön-
nen auch keine Sicherheiten durch Zession bestellt werden. 

Art. 3bis Aufgehoben.

zuwandeln und eingelieferte Urkunden ersatzlos zu annullie-
ren. Die Gesellschaft trägt dafür die Kosten. Aktionäre haben 
keinen Anspruch auf Druck und Auslieferung von Aktien- 
titeln oder Aktienzertifikaten oder auf Umwandlung von 
in einer bestimmten Form ausgegebenen Aktien in eine  
andere Form.

Als Wertrechte ausgegebene Namenaktien werden als 
Bucheffekten geführt. In der Form von Wertpapieren aus-
gegebene Namenaktien können als Bucheffekten geführt 
werden. Die Gesellschaft kann als Bucheffekten geführte 
Aktien aus dem Verwahrungssystem zurückziehen.

Die Übertragung von als Bucheffekten geführten Namen-
aktien und die Bestellung von Sicherheiten an diesen Buch-
effekten richten sich ausschliesslich nach den Bestimmun-
gen des Bucheffektengesetzes. Bucheffekten können nicht 
durch Zession übertragen werden. An diesen Bucheffekten 
können auch keine Sicherheiten durch Zession bestellt wer-
den.

Art. 3bis Aktienbuch und Übertragungsbeschränkun-
gen, Nominees
Über die Namenaktien wird ein Aktienbuch geführt. Darin 
werden die Eigentümer und Nutzniesser mit Namen und 
Vornamen, Wohnort, Adresse und Staatsangehörigkeit ( ju-
ristische Personen mit Firma, Domizil und Sitz) eingetragen. 
Aktionäre haben der Gesellschaft ausdrücklich zuhanden 
des Aktienbuchs Änderungen ihrer Kontaktdaten mitzutei-
len. Solange dies nicht erfolgt ist, gelten allfällige Mitteilun-
gen der Gesellschaft an die eingetragenen Kontaktdaten als 
rechtsgültig zugestellt.

Die Eintragung in das Aktienbuch als Aktionär mit Stimm-
recht unterliegt der Genehmigung durch den Verwaltungs-
rat, der diese Befugnis ganz oder teilweise delegieren kann.

Der Verwaltungsrat kann Erwerber und deren Eintragung 
in das Aktienbuch ablehnen, falls sie nicht ausdrücklich 
erklären, Namenaktien im eigenen Namen und für eigene 
Rechnung erworben zu haben und zu halten, dass keine Ver-
einbarung über die Rücknahme oder die Rückgabe entspre-
chender Aktien besteht und dass sie das mit den Aktien ver-
bundene wirtschaftliche Risiko tragen. Bis zur Anerkennung 
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des Erwerbers durch die Gesellschaft kann dieser weder das 
mit den Aktien verknüpfte Stimmrecht noch weitere Mit-
gliedschaftsrechte oder andere damit zusammenhängende 
Rechte ausüben. Stimmrechte und die weiteren genannten 
Rechte können nur in dem Umfang ausgeübt werden, in dem 
ein Aktionär mit Stimmrecht im Aktienbuch eingetragen ist. 

Personen, die im Eintragungsgesuch oder auf Aufforderung 
der Gesellschaft nicht ausdrücklich erklären, die Aktien für 
eigene Rechnung zu halten (nachstehend: Nominees), wer-
den ohne Weiteres bis maximal 3.0% des jeweils ausste-
henden Aktienkapitals mit Stimmrecht im Aktienbuch ein-
getragen. Über diese Limite hinaus werden Namenaktien 
von Nominees nur dann mit Stimmrecht eingetragen, so-
fern der betreffende Nominee beim Gesuch zur Eintragung 
oder danach auf Aufforderung der Gesellschaft die Namen, 
Adressen, Staatsangehörigkeit und Aktienbestände derje-
nigen Personen bekannt gibt, für deren Rechnung er 0.5% 
oder mehr des jeweils ausstehenden Aktienkapitals hält. Der 
Verwaltungsrat ist ermächtigt, mit Nominees Vereinbarun-
gen über erleichterte Meldepflichten abzuschliessen sowie 
Erhöhungen von den vorgenannten Beschränkungen und  
Limiten zu genehmigen.

Juristische Personen und Personengesellschaften oder an-
dere Personenzusammenschlüsse oder Gesamthandsver-
hältnisse, die untereinander kapital- oder stimmenmässig, 
durch eine einheitliche Leitung oder auf andere Weise ver-
bunden sind oder ihre Verhaltensweise abstimmen, gelten 
als ein Aktionär bzw. als ein Nominee.

Der Verwaltungsrat kann nach Anhörung der betroffenen 
Personen Eintragungen im Aktienbuch als Aktionär mit 
Stimmrecht streichen, wenn diese durch falsche Angaben 
zustande gekommen sind oder wenn die betroffene Person 
verlangte Informationen nicht zur Verfügung stellt. Der Be-
troffene muss über die Streichung sofort informiert werden.

Der Verwaltungsrat kann bei Bedarf ergänzende Bestim-
mungen erlassen.

Die in diesem Artikel geregelten Eintragungsbeschränkun-
gen gelten auch für Aktien, die über die Ausübung eines Be-
zugs-, Options- oder Wandelrechts gezeichnet oder erwor-
ben werden.

Die Bestimmungen dieses Artikels gelten sinngemäss für 
Nutzniesser.
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8 110. ORDENTLICHE  GENERALVERSAMMLUNG  SCHWEITER TECHNOLOGIES AG

Art. 3ter Bedingtes Aktienkapital  
Das Aktienkapital der Gesellschaft erhöht sich um maximal 
132’600 Franken durch Ausgabe von höchstens 132’600 
vollständig zu liberierenden Inhaberaktien mit einem Nenn-
wert von je 1 Franken, davon
 
a)  bis zu einem Betrag von Fr. 32’600.-- durch Ausübung 

von Optionsrechten, die den Mitarbeitern der Gesellschaft 
oder einer ihrer Tochtergesellschaften zu den vom Verwal-
tungsrat festzulegenden Bedingungen gewährt werden; 
 
bis zu einem Betrag von Fr. 100’000.-- durch Ausübung 
von Options- oder Wandelrechten, die in Verbindung mit 
Anleihen oder ähnlichen Obligationen der Gesellschaft 
oder einer ihrer Tochtergesellschaften eingeräumt wer-
den.

Das Bezugsrecht der Aktionäre bezüglich dieser höchstens 
132’600 Inhaberaktien ist ausgeschlossen.

Das Vorwegzeichnungsrecht der Aktionäre kann bei Opti-
ons- und Wandelanleihen gemäss Buchstabe b) bezüglich 
höchstens 100’000 Inhaberaktien durch Beschluss des Ver-
waltungsrates eingeschränkt oder ausgeschlossen werden 
(i) zur direkten oder indirekten Finanzierung des Erwerbs von 
Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen oder 
von neuen Investitionsvorhaben der Gesellschaft oder (ii) zur 
Emission der Anleihen auf internationalen Kapitalmärkten. 

Soweit das Vorwegzeichnungsrecht ausgeschlossen ist, 
sind die Anleihen (i) bei den früheren Eigentümern von Un-
ternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen oder 
(ii) zu Marktbedingungen im Publikum zu platzieren, wobei 
diesfalls der Ausübungspreis für die neuen Aktien mindes-
tens entsprechend den Marktbedingungen im Zeitpunkt der 
Emission der Anleihe und die Ausübungsfrist der Options- 
bzw. Wandelrechte auf höchstens sieben Jahre ab dem Zeit-
punkt der Emission der Anleihe festzulegen sind.

 
Art. 4 Öffentliche Kaufangebote
Ein Erwerber von Aktien der Gesellschaft ist nicht zu einem 
öffentlichen Kaufangebot nach den Artikeln 32 und 52 des 
Bundesgesetzes über die Börsen und den Effektenhandel 
verpflichtet.

Art. 5 Aufgehoben.

Art. 5bis Aufgehoben.

b)

Art. 3ter Bedingtes Aktienkapital
Das Aktienkapital der Gesellschaft erhöht sich um maximal 
CHF 132 600.00 durch Ausgabe von höchstens 132 600 voll-
ständig zu liberierenden Namenaktien mit einem Nennwert 
von je 1 Franken, davon

a)  bis zu einem Betrag von CHF 32 600.00 durch Ausübung 
von Optionsrechten, die den Mitarbeitern der Gesellschaft 
oder einer ihrer Tochtergesellschaften zu den vom Verwal-
tungsrat festzulegenden Bedingungen gewährt werden; 
 
bis zu einem Betrag von CHF 100 000.00 durch Ausübung 
von Options- oder Wandelrechten, die in Verbindung mit 
Anleihen oder ähnlichen Obligationen der Gesellschaft 
oder einer ihrer Tochtergesellschaften eingeräumt wer-
den.

 
Das Bezugsrecht der Aktionäre bezüglich dieser höchstens 
132 600 Namenaktien ist ausgeschlossen.

Das Vorwegzeichnungsrecht der Aktionäre kann bei Opti-
ons- und Wandelanleihen gemäss Buchstabe b) bezüglich 
höchstens 100 000 Namenaktien durch Beschluss des Ver-
waltungsrates eingeschränkt oder ausgeschlossen werden 
(i) zur direkten oder indirekten Finanzierung des Erwerbs von 
Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen oder 
von neuen Investitionsvorhaben der Gesellschaft oder (ii) zur 
Emission der Anleihen auf internationalen Kapitalmärkten.

Soweit das Vorwegzeichnungsrecht ausgeschlossen ist, 
sind die Anleihen (i) bei den früheren Eigentümern von Un-
ternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen oder 
(ii) zu Marktbedingungen im Publikum zu platzieren, wobei 
diesfalls der Ausübungspreis für die neuen Aktien mindes-
tens entsprechend den Marktbedingungen im Zeitpunkt der 
Emission der Anleihe und die Ausübungsfrist der Options- 
bzw. Wandelrechte auf höchstens sieben Jahre ab dem Zeit-
punkt der Emission der Anleihe festzulegen sind. 

Die Options- oder Wandelrechte können schriftlich oder in 
elektronischer Form ausgeübt werden.

Art. 4 Öffentliche Kaufangebote
Ein Erwerber von Aktien der Gesellschaft ist nicht zu einem 
öffentlichen Kaufangebot nach den Artikeln 135 und 163 
des Bundesgesetzes über die Finanzmarktinfrastrukturen 
und das Marktverhalten im Effekten- und Derivatehandel 
(FinfraG) verpflichtet.

Art. 5 Aufgehoben

b)
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110. ORDENTLICHE  GENERALVERSAMMLUNG  SCHWEITER TECHNOLOGIES AG9

Art. 6 Erhöhung des Aktienkapitals
Das Aktienkapital kann jederzeit durch Beschluss der Ge-
neralversammlung erhöht werden.

Art. 7 Bezugsrechte
Den Aktionären steht ein ihrem Aktienbesitz entsprechen-
des Bezugsrecht an neu ausgegebenen Aktien zu. Vorbe-
halten bleibt der Ausschluss oder die Beschränkung des  
Bezugsrechtes aus wichtigen Gründen durch Beschluss  
der Generalversammlung.

Die Modalitäten der Geltendmachung des genannten Be-
zugsrechtes und die Emissionsbedingungen für die neu 
auszugebenden Aktien werden unter Vorbehalt der Befug-
nisse der Generalversammlung durch den Verwaltungsrat 
festgesetzt und in den Publikationsorganen der Gesell-
schaft veröffentlicht.

Art. 8 Publikationen und Mitteilungen
Publikationsorgan ist das Schweizerische Handelsamts-
blatt. Die Mitteilungen an die Aktionäre erfolgen durch Ver-
öffentlichung im Publikationsorgan. Mitteilungen können 
nach Wahl des Verwaltungsrats zusätzlich auch durch Brief 
oder elektronisch erfolgen. Soweit eine Zustellung an Ak-
tionäre erforderlich ist, erfolgt diese an die im Aktienbuch 
zuletzt eingetragenen Kontaktdaten des Aktionärs. 

III. GESELLSCHAFTSORGANE

Art. 9  Organe
Organe der Gesellschaft sind:

A. Die Generalversammlung
B. Der Verwaltungsrat
C. Die Revisionsstelle

A. Die Generalversammlung

Art. 10 Befugnisse
Die Generalversammlung ist das oberste Organ der Ge-
sellschaft.

Ihr stehen folgende unübertragbaren Befugnisse zu:

1. Festsetzung und Änderung der Statuten;
2.  Wahl und Abberufung der Mitglieder des Verwaltungsrats 

und der Mitglieder des Nominierungs- und  Vergütungs-
ausschusses;

Art. 6 Erhöhung des Aktienkapitals
Das Aktienkapital kann jederzeit durch Beschluss der Ge-
neralversammlung erhöht werden.

Art. 7 Bezugsrechte
Den Aktionären steht ein ihrem Aktienbesitz entsprechen-
des Bezugsrecht an neu ausgegebenen Aktien zu. Vorbe-
halten bleibt der Ausschluss oder die Beschränkung des 
Bezugsrechtes aus wichtigen Gründen durch Beschluss 
der Generalversammlung.

Die Modalitäten der Geltendmachung des genannten Be-
zugsrechtes und die Emissionsbedingungen für die neu 
auszugebenden Aktien werden unter Vorbehalt der Befug-
nisse der Generalversammlung durch den Verwaltungs-
rat festgesetzt und in den Publikationsorganen der Gesell-
schaft veröffentlicht.

Art. 8 Publikationen
Publikationsorgan ist das Schweizerische Handelsamts-
blatt. Die Mitteilungen an die Aktionäre erfolgen durch Ver-
öffentlichung im Publikationsorgan. Sind indessen Namen 
und Adressen aller Inhaberaktionäre bekannt, so können 
auch die Mitteilungen an diese, soweit das Gesetz nicht 
zwingend etwas anderes bestimmt, durch eingeschriebe-
nen Brief erfolgen.

III. GESELLSCHAFTSORGANE

Art. 9 Organe
Organe der Gesellschaft sind:

A. Die Generalversammlung
B. Der Verwaltungsrat
C. Die Revisionsstelle

A. Die Generalversammlung

Art. 10 Befugnisse
Die Generalversammlung ist das oberste Organ der Gesell-
schaft.

Ihr stehen folgende unübertragbaren Befugnisse zu:

1. Festsetzung und Änderung der Statuten;
2.  Wahl und Abberufung der Mitglieder des Verwaltungs-

rats und der Mitglieder des Vergütungsausschusses;
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10 110. ORDENTLICHE  GENERALVERSAMMLUNG  SCHWEITER TECHNOLOGIES AG

3.  Wahl und Abberufung des Präsidenten des Verwaltungs-
rats, des unabhängigen Stimmrechtsvertreters und der 
Revisionsstelle;

4. Genehmigung des Lageberichtes des Verwaltungsrats;
5.  Genehmigung der Jahresrechnung, der Konzernrech-

nung sowie Abnahme des Berichtes der Revisionsstelle;
6.  Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzge-

winns, insbesondere die Festsetzung der Dividende;

7.  Entlastung der Mitglieder des Verwaltungsrats und aller 
weiteren mit der Geschäftsführung befassten Personen;

8.  Beschlussfassung über die Vergütungen des Verwal-
tungsrats und der Geschäftsleitung gemäss Art. 10a;

9.  Beschlussfassung über die Gegenstände, die der Gene-
ralversammlung durch das Gesetz oder die Statuten vor-
behalten sind.

Ihr stehen im Weiteren die folgenden Befugnisse zu:
1.  Beschlussfassung über die Änderung des Aktienkapitals;
2. Beschlussfassung über die Auflösung der Gesellschaft.

Art. 10a Abstimmung über Vergütungen 
Die Generalversammlung stimmt jährlich gesondert über die 
Gesamtbeträge ab, die der Verwaltungsrat beantragt hat für:

1.  die maximale Vergütung des Verwaltungsrats, die gemäss 
Art. 27a für die Periode bis zur folgenden ordentlichen Ge-
neralversammlung zur Auszahlung gelangen kann; und

2.  die maximale Vergütung der Geschäftsleitung, die ge-
mäss Art. 27b für das kommende Geschäftsjahr zur Aus-
zahlung gelangen kann.

Verweigert die Generalversammlung die Genehmigung ei-
nes Gesamtbetrages, so kann der Verwaltungsrat an der 
gleichen Generalversammlung einen neuen Antrag stellen. 
Stellt er keinen neuen Antrag oder wird auch dieser abge-
lehnt, so kann der Verwaltungsrat innert sechs Monaten eine 
neue Generalversammlung einberufen und ihr einen neuen 
Antrag betreffend Gesamtbetrag unterbreiten.

Die jeweiligen Gesamtbeträge verstehen sich einschliesslich 
sämtlicher Beiträge der Mitglieder des Verwaltungsrats bzw. 
der Geschäftsleitung sowie der Gesellschaft an die Sozial-
versicherungen und Einrichtungen der beruflichen Vorsorge.

3.  Wahl und Abberufung des Präsidenten des Verwaltungs-
rats, des unabhängigen Stimmrechtsvertreters und der 
Revisionsstelle;

4.  Genehmigung des Lageberichtes des Verwaltungsrats;
5.  Genehmigung der Jahresrechnung, der Konzernrech-

nung sowie Abnahme des Berichtes der Revisionsstelle;
6.  Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzge-

winns, insbesondere die Festsetzung der Dividende und 
die Festsetzung einer Zwischendividende, samt Geneh-
migung des erforderlichen Zwischenabschlusses, sowie 
Beschlussfassung über die Rückzahlung der gesetzli-
chen Kapitalreserve;

7.  Entlastung der Mitglieder des Verwaltungsrats und aller 
weiteren mit der Geschäftsführung befassten Personen;

8.  Beschlussfassung über die Vergütungen des Verwal-
tungsrats und der Geschäftsleitung gemäss Art. 10a;

9.  Dekotierung der Beteiligungspapiere der Gesellschaft;
10.  Beschlussfassung über die Gegenstände, die der Ge-

neralversammlung durch das Gesetz oder die Statuten 
vorbehalten sind.

Art. 10a Abstimmung über Vergütungen
Die Generalversammlung stimmt jährlich gesondert über die 
Gesamtbeträge ab, die der Verwaltungsrat beantragt hat für:

1.  die maximale Vergütung des Verwaltungsrats, die gemäss 
Art. 27a für die Periode bis zur folgenden ordentlichen Ge-
neralversammlung zur Auszahlung gelangen kann; und

2.  die maximale Vergütung der Geschäftsleitung, die ge-
mäss Art. 27b für das kommende Geschäftsjahr zur Aus-
zahlung gelangen kann.

Verweigert die Generalversammlung die Genehmigung ei-
nes Gesamtbetrages, so kann der Verwaltungsrat an der 
gleichen Generalversammlung einen neuen Antrag stellen. 
Stellt er keinen neuen Antrag oder wird auch dieser abge-
lehnt, so kann der Verwaltungsrat innert sechs Monaten eine 
neue Generalversammlung einberufen und ihr einen neuen 
Antrag betreffend Gesamtbetrag unterbreiten.

Die jeweiligen Gesamtbeträge verstehen sich einschliesslich 
sämtlicher Beiträge der Mitglieder des Verwaltungsrats bzw. 
der Geschäftsleitung sowie der Gesellschaft an die Sozial-
versicherungen und Einrichtungen der beruflichen Vorsorge.
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110. ORDENTLICHE  GENERALVERSAMMLUNG  SCHWEITER TECHNOLOGIES AG11

Art. 10b Zusatzbetrag für neue Mitglieder der  
Geschäftsleitung
Werden neue Mitglieder in die Geschäftsleitung aufgenom-
men und reicht der von der Generalversammlung für das 
laufende und/oder folgende Geschäftsjahr bereits geneh-
migte Gesamtbetrag der Vergütungen an die Geschäftslei-
tung nicht aus, darf den neuen Mitgliedern ein Zusatzbe-
trag für von der Generalversammlung bereits genehmigte 
Vergütungsperioden ausgerichtet werden. Der Zusatzbe-
trag darf für sämtliche neuen Mitglieder zusammen 50% 
des Gesamtbetrages des von der Generalversammlung  
jeweils genehmigten Gesamtbetrages der Vergütungen an 
die Geschäftsleitung nicht übersteigen.

Art. 11 Recht zur Einberufung
Die Generalversammlung wird vom Verwaltungsrat, nöti-
genfalls von der Revisionsstelle einberufen.

Die ordentliche Generalversammlung findet alljährlich in-
nert sechs Monaten nach Abschluss des Geschäftsjahres 
statt.

Ausserordentliche Generalversammlungen sind einzube-
rufen sooft es notwendig ist, insbesondere in den vom Ge-
setz vorgesehenen Fällen.

Die Einberufung einer Generalversammlung kann auch von 
einem oder mehreren Aktionären, die zusammen mindes-
tens 5% des Aktienkapitals oder der Stimmrechte vertreten, 
schriftlich unter Angabe des Verhandlungsgegenstandes 
und der Anträge verlangt werden. In diesem Falle hat der 
Verwaltungsrat die Generalversammlung innerhalb einer 
angemessenen Frist, längstens aber innert 60 Tagen, ein-
zuberufen.

Aktionäre, die Aktien im Nennwert von mindestens 0.5% 
des Aktienkapitals oder der Stimmrechte vertreten, kön-
nen die Traktandierung eines Verhandlungsgegenstandes 
oder die Aufnahme von Anträgen zu Verhandlungsgegen-
ständen in der Einberufung verlangen. Solche Begehren 
müssen dem Verwaltungsrat spätestens 45 Tage vor der 
Generalversammlung schriftlich unter Angabe des Ver-
handlungsgegenstandes oder der Anträge samt kurzer 
Begründung zugestellt werden.

Art. 10b Zusatzbetrag für neue Mitglieder der  
Geschäftsleitung
Werden neue Mitglieder in die Geschäftsleitung aufgenom-
men und reicht der von der Generalversammlung für das 
laufende und/oder folgende Geschäftsjahr bereits geneh-
migte Gesamtbetrag der Vergütungen an die Geschäftslei-
tung nicht aus, darf den neuen Mitgliedern ein Zusatzbetrag 
für von der Generalversammlung bereits genehmigte Ver-
gütungsperioden ausgerichtet werden. Der Zusatzbetrag 
darf für sämtliche neuen Mitglieder zusammen 50 % des 
Gesamtbetrages des von der Generalversammlung jeweils 
genehmigten Gesamtbetrages der Vergütungen an die Ge-
schäftsleitung nicht übersteigen.

Art. 11 Recht zur Einberufung
Die Generalversammlung wird vom Verwaltungsrat, nöti-
genfalls von der Revisionsstelle einberufen.

Die ordentliche Generalversammlung findet alljährlich in-
nert sechs Monaten nach Abschluss des Geschäftsjahres 
statt.

Ausserordentliche Generalversammlungen sind einzube-
rufen sooft es notwendig ist, insbesondere in den vom Ge-
setz vorgesehenen Fällen.

Die Einberufung einer Generalversammlung kann auch von 
einem oder mehreren Aktionären, die zusammen mindes-
tens zehn Prozent des Aktienkapitals vertreten, schriftlich 
unter Angabe des Verhandlungsgegenstandes und der 
Anträge verlangt werden. In diesem Falle hat der Verwal-
tungsrat die Generalversammlung innerhalb von vier Wo-
chen einzuberufen.

Aktionäre, die Aktien im Nennwert von mindestens CHF 
100’000.-- vertreten, können die Traktandierung eines Ver-
handlungsgegenstandes verlangen. Das Begehren um 
Traktandierung muss dem Verwaltungsrat spätestens 45 
Tage vor der Generalversammlung schriftlich unter Anga-
be des Verhandlungsgegenstandes und der Anträge zu-
gestellt werden.
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Art. 12 Form der Einberufung
Die Einberufung einer Generalversammlung erfolgt min-
destens 20 Tage vor dem Versammlungstag durch Publi-
kation im Schweizerischen Handelsamtsblatt.

Tag, Zeit und Ort der Generalversammlung, die Verhand-
lungsgegenstände sowie die Anträge des Verwaltungsrats 
und der Aktionäre, welche die Durchführung der General-
versammlung oder die Traktandierung eines Verhandlungs-
gegenstandes verlangt haben, sind bei der Einberufung be-
kannt zu geben.

Die Einladung zur ordentlichen Generalversammlung hat 
den Hinweis zu enthalten, dass die Jahresrechnung mit 
dem Revisionsbericht, der Lagebericht des Verwaltungs-
rats und dessen Anträge über die Verwendung des Bilanz-
gewinns, der Vergütungsbericht sowie das Protokoll der 
letzten Generalversammlung 20 Tage vor dem Versamm-
lungstag zur Einsicht der Aktionäre am Sitz der Gesell-
schaft und bei den Zweigniederlassungen aufliegen, sowie 
dass jeder Aktionär verlangen kann, dass ihm unverzüglich 
eine Ausfertigung dieser Unterlagen zugestellt wird.

Über Anträge zu nicht ordnungsgemäss angekündigten 
Verhandlungsgegenständen können keine Beschlüsse ge-
fasst werden; ausgenommen sind Anträge auf Einberufung 
einer ausserordentlichen Generalversammlung, auf Durch-
führung einer Sonderprüfung und auf Wahl einer Revisions-
stelle infolge eines Begehrens eines Aktionärs.

Zur Stellung von Anträgen im Rahmen der Verhandlungsge-
genstände und zu Verhandlungen ohne Beschlussfassung 
bedarf es keiner vorgängigen Ankündigung.

Art. 12 Form der Einberufung
Die Einberufung einer Generalversammlung erfolgt min-
destens 20 Tage vor dem Versammlungstag durch Pu-
blikation im Schweizerischen Handelsamtsblatt oder, nach 
Wahl des Verwaltungsrats, zusätzlich auch in einer anderen 
Form gemäss Art. 8.

Tag, Zeit, Art und Ort der Generalversammlung, die Ver-
handlungsgegenstände, die Anträge des Verwaltungsrats 
und der Aktionäre, welche die Durchführung der General-
versammlung oder die Traktandierung eines Verhandlungs-
gegenstandes verlangt haben, samt einer kurzen Begrün-
dung der Anträge, sowie der Name und die Adresse des 
unabhängigen Stimmrechtsvertreters sind bei der Einbe-
rufung bekannt zu geben.

Mindestens 20 Tage vor der ordentlichen Generalversamm-
lung sind den Aktionären die Jahresrechnung mit dem Re-
visionsbericht und der Lagebericht des Verwaltungsrats 
sowie der Vergütungsbericht samt Prüfungsbericht elek-
tronisch zugänglich zu machen. Sofern die Unterlagen 
nicht elektronisch zugänglich sind, kann jeder Aktionär 
verlangen, dass ihm diese rechtzeitig zugestellt werden. 

Über Anträge zu nicht ordnungsgemäss angekündigten 
Verhandlungsgegenständen können keine Beschlüsse ge-
fasst werden; ausgenommen sind Anträge auf Einberufung 
einer ausserordentlichen Generalversammlung, auf Durch-
führung einer Sonderuntersuchung und auf Wahl einer Re-
visionsstelle infolge eines Begehrens eines Aktionärs.

Zur Stellung von Anträgen im Rahmen der Verhandlungsge-
genstände und zu Verhandlungen ohne Beschlussfassung 
bedarf es keiner vorgängigen Ankündigung.

Der Tagungsort der Generalversammlung und die Form der 
Durchführung werden vom Verwaltungsrat bestimmt. Der 
Tagungsort kann auch im Ausland liegen, wenn der Verwal-
tungsrat in der Einberufung einen unabhängigen Stimm-
rechtsvertreter bezeichnet.

Der Verwaltungsrat kann vorsehen, dass Aktionäre, die 
nicht am Ort der Generalversammlung anwesend sind,  
ihre Rechte auf elektronischem Weg ausüben können. 
Stattdessen kann der Verwaltungsrat auch auf die Fest-
legung eines Tagungsorts verzichten und die Durchführung 
einer rein virtuellen Generalversammlung anordnen, wenn 
der Verwaltungsrat in der Einberufung einen unabhängigen 
Stimmrechtsvertreter bezeichnet.
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Art. 13 Vorsitz, Stimmenzähler, Protokollführer
Den Vorsitz in der Generalversammlung führt der Präsi-
dent des Verwaltungsrats oder bei dessen Verhinderung 
ein anderes vom Verwaltungsrat aus seiner Mitte bezeich-
netes Mitglied.

Der Vorsitzende bezeichnet die Stimmenzähler sowie den 
Protokollführer.

Art. 14 Stimmrecht der Aktionäre
In der Generalversammlung berechtigt jede Aktie zu einer 
Stimme.

Der Verwaltungsrat erlässt die Bestimmungen über den 
Ausweis des Aktienbesitzes und falls notwendig die Aus-
gabe von Stimmkarten.

Der Verwaltungsrat regelt die Verwendung elektronischer 
Mittel.

Art. 14a Unabhängiger Stimmrechtsvertreter
Der unabhängige Stimmrechtsvertreter ist verpflichtet, 
die Stimmrechte weisungsgemäss auszuüben. Hat er kei-
ne Weisungen erhalten, so enthält er sich der Stimme. Der 
Verwaltungsrat erstellt Formulare, die zur Erteilung der 
Vollmachten und Weisungen verwendet werden müssen. 
Vollmachten und Weisungen können nur für die kommen-
de Generalversammlung erteilt werden. Die Erteilung kann 
auch elektronisch erfolgen.

Hat die Generalversammlung keinen unabhängigen Stimm-
rechtsvertreter, so ernennt der Verwaltungsrat einen sol-
chen für die nächste Generalversammlung.

Art. 13 Vorsitz, Stimmenzähler, Protokollführer
Den Vorsitz in der Generalversammlung führt der Präsi-
dent des Verwaltungsrats oder bei dessen Verhinderung 
ein anderes vom Verwaltungsrat aus seiner Mitte bezeich-
netes Mitglied.

Der Vorsitzende bezeichnet die Stimmenzähler sowie den 
Protokollführer, die nicht Aktionäre zu sein brauchen.

Art. 14 Stimmrecht der Aktionäre
In der Generalversammlung berechtigt jede Aktie zu einer 
Stimme.

Der Verwaltungsrat erlässt die Bestimmungen über den 
Ausweis des Aktienbesitzes und falls notwendig die Aus-
gabe von Stimmkarten.

GV_Einladung_2023_converted.indd   13GV_Einladung_2023_converted.indd   13 06.03.23   10:0406.03.23   10:04



14 110. ORDENTLICHE  GENERALVERSAMMLUNG  SCHWEITER TECHNOLOGIES AG

Art. 15 Beschlussfähigkeit
Die Generalversammlung ist vorbehaltlich anderslautender 
statutarischer Bestimmung beschlussfähig, ohne Rück-
sicht auf die Zahl der anwesenden Aktionäre und vertre-
tenen Aktien.

Art. 16 Beschlussfassung, Wahlen
Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse und voll-
zieht ihre Wahlen mit der absoluten Mehrheit der abge-
gebenen Aktienstimmen, unter Ausschluss der leeren und 
ungültigen Stimmen, soweit Gesetz oder Statuten nichts 
anderes bestimmen. Bei Stimmengleichheit gilt ein Be-
schluss als nicht zustande gekommen; bei Wahlen ent-
scheidet das Los.

Folgende Beschlüsse müssen von Gesetzes wegen min-
destens zwei Drittel der vertretenen Stimmen und die ab-
solute Mehrheit der vertretenen Aktiennennwerte auf sich 
vereinigen:

1.  Änderung des Gesellschaftszweckes;
2. Einführung von Stimmrechtsaktien;
3.  Beschränkung der Übertragbarkeit von Namenaktien;
4. Genehmigte oder bedingte Kapitalerhöhung;

5.  Kapitalerhöhung aus Eigenkapital, gegen Sacheinlage 
oder zwecks Sachübernahme und die Gewährung von 
besonderen Vorteilen;

6.  Einschränkung oder Aufhebung des Bezugsrechts;
7. Verlegung des Sitzes der Gesellschaft;
8. Auflösung der Gesellschaft.

Abstimmungen und Wahlen erfolgen offen, sofern nicht der 
Vorsitzende die geheime Stimmabgabe anordnet oder die 
Generalversammlung diese beschliesst.

Die Generalversammlung darf die Jahresrechnung nur 
dann abnehmen und über die Verwendung des Bilanzge-
winns beschliessen, wenn ein Revisionsbericht vorliegt und 
ein Revisor anwesend ist.

Auf die Anwesenheit eines Revisors kann die Generalver-
sammlung durch einstimmigen Beschluss verzichten.

Bei Beschlüssen über die Entlastung des Verwaltungsrats 
haben Personen, die in irgendeiner Weise an der Geschäfts-
führung teilgenommen haben, kein Stimmrecht.

Art. 15 Beschlussfähigkeit
Die Generalversammlung ist vorbehaltlich anderslautender 
statutarischer Bestimmung beschlussfähig, ohne Rück-
sicht auf die Zahl der teilnehmenden Aktionäre und ver-
tretenen Aktien.

Art. 16 Beschlussfassung, Wahlen
Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse und voll-
zieht ihre Wahlen mit der Mehrheit der abgegebenen Ak-
tienstimmen, unter Ausschluss der leeren und ungültigen 
Stimmen, soweit Gesetz oder Statuten nichts anderes be-
stimmen. Bei Stimmengleichheit gilt ein Beschluss als 
nicht zustande gekommen; bei Wahlen entscheidet das 
Los.

Folgende Beschlüsse müssen von Gesetzes wegen min-
destens zwei Drittel der vertretenen Stimmen und die Mehr-
heit der vertretenen Aktiennennwerte auf sich vereinigen:

1.  Änderung des Gesellschaftszweckes;
2. Einführung von Stimmrechtsaktien;
3. Beschränkung der Übertragbarkeit von Namenaktien;
4.  Einführung eines bedingten Kapitals oder Einführung 

eines Kapitalbands;
5.  Kapitalerhöhung aus Eigenkapital, gegen Sacheinlage 

oder durch Verrechnung mit einer Forderung und die Ge-
währung von besonderen Vorteilen;

6. Einschränkung oder Aufhebung des Bezugsrechts;
7. Wechsel der Währung des Aktienkapitals;
8.  Einführung des Stichentscheids des Vorsitzenden in der 

Generalversammlung;
9. Dekotierung der Beteiligungspapiere der Gesellschaft; 
10. Verlegung des Sitzes der Gesellschaft;
11. Einführung einer statutarischen Schiedsklausel;
12. Auflösung der Gesellschaft.

Der Vorsitzende bestimmt die Einzelheiten des Abstim-
mungsverfahrens.

Die Generalversammlung darf die Jahresrechnung nur 
dann abnehmen und über die Verwendung des Bilanzge-
winns beschliessen, wenn ein Revisionsbericht vorliegt und 
ein Revisor anwesend ist.

Auf die Anwesenheit eines Revisors kann die Generalver-
sammlung durch einstimmigen Beschluss verzichten.

Bei Beschlüssen über die Entlastung des Verwaltungsrats 
haben Personen, die in irgendeiner Weise an der Geschäfts-
führung teilgenommen haben, kein Stimmrecht.
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110. ORDENTLICHE  GENERALVERSAMMLUNG  SCHWEITER TECHNOLOGIES AG15

Art. 17 Protokoll
Über die Beschlüsse und Wahlen der Generalversammlung 
ist ein Protokoll zu führen, das vom Vorsitzenden, von den 
Stimmenzählern, falls solche bezeichnet werden, und vom 
Protokollführer zu unterzeichnen ist.

Art. 18 Auskunfts- und Einsichtsrecht der Aktionäre
Jeder Aktionär ist berechtigt, an der Generalversammlung 
vom Verwaltungsrat Auskunft über die Angelegenheiten 
der Gesellschaft und von der Revisionsstelle über Durch-
führung und Ergebnis ihrer Prüfung zu verlangen. 

Die Geschäftsbücher und die Akten können von Aktionä-
ren eingesehen werden, die zusammen mindestens 5% des 
Aktienkapitals oder der Stimmen vertreten.

Art. 19 Recht auf Einleitung einer Sonderuntersu-
chung
Jeder Aktionär kann der Generalversammlung beantragen, 
bestimmte Sachverhalte durch unabhängige Sachverstän-
dige untersuchen  zu lassen, sofern dies zur Ausübung der 
Aktionärsrechte erforderlich ist und er das Recht auf Aus-
kunft oder das Recht auf Einsicht bereits ausgeübt hat.

B. Der Verwaltungsrat

Art. 20 Wahl, Amtsdauer
Der Verwaltungsrat besteht aus 3 bis 7 Mitgliedern.

Die Mitglieder des Verwaltungsrats werden einzeln für eine 
Amtsdauer von einem Jahr gewählt, wobei die Zeit von ei-
ner ordentlichen Generalversammlung bis zum Abschluss 
der nächstfolgenden als ein Jahr gilt.

Wiederwahl ist zulässig. Die während einer Amtsperiode 
neu gewählten Mitglieder sind für den Rest der laufenden 
Amtsdauer gewählt.

Art. 17 Protokoll
Über die Beschlüsse und Wahlen der Generalversammlung 
ist ein Protokoll zu führen, das vom Vorsitzenden, von den 
Stimmenzählern, falls solche bezeichnet werden, und vom 
Protokollführer zu unterzeichnen ist.

Art. 18 Auskunfts- und Einsichtsrecht der Aktionäre
Jeder Aktionär ist berechtigt, an der Generalversammlung 
vom Verwaltungsrat Auskunft über die Angelegenheiten 
der Gesellschaft und von der Revisionsstelle über Durch-
führung und Ergebnis ihrer Prüfung zu verlangen.

Art. 19 Recht auf Einleitung einer Sonderprüfung

Jeder Aktionär kann der Generalversammlung beantragen, 
bestimmte Sachverhalte durch eine Sonderprüfung abklä-
ren zu lassen, sofern dies zur Ausübung der Aktionärsrech-
te erforderlich ist und er das Recht auf Auskunft oder das 
Recht auf Einsicht bereits ausgeübt hat.

B. Der Verwaltungsrat

Art. 20 Wahl, Amtsdauer
Der Verwaltungsrat besteht aus 3 bis 7 Mitgliedern.

Die Mitglieder des Verwaltungsrats werden einzeln für eine 
Amtsdauer von einem Jahr gewählt, wobei die Zeit von ei-
ner ordentlichen Generalversammlung bis zum Abschluss 
der nächstfolgenden als ein Jahr gilt.

Wiederwahl ist zulässig. Die während einer Amtsperiode 
neu gewählten Mitglieder sind für den Rest der laufenden 
Amtsdauer gewählt.
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16 110. ORDENTLICHE  GENERALVERSAMMLUNG  SCHWEITER TECHNOLOGIES AG

Art. 21 Befugnisse, Pflichten
Dem Verwaltungsrat obliegt die Oberleitung der Gesell-
schaft sowie die oberste Aufsicht und Kontrolle der Ge-
schäftsführung.

Der Verwaltungsrat kann in allen Angelegenheiten Be-
schluss fassen, die nicht nach Gesetz oder Statuten einem 
anderen Organ der Gesellschaft zugeteilt sind.

Der Verwaltungsrat führt die Geschäfte der Gesellschaft 
und vertritt sie nach aussen, soweit er nicht die Geschäfts-
führung und Vertretung einem oder mehreren Mitgliedern 
oder Dritten übertragen hat.

Insbesondere hat er die folgenden unübertragbaren und 
unentziehbaren Aufgaben:

1.  Oberleitung der Gesellschaft und Erteilung der nötigen 
Weisungen; somit Entwicklung der strategischen Ziele, 
Festlegung der Mittel zur Erreichung derselben, Fest-
legung der Geschäftspolitik;

2. Festlegung der Organisation;
3.  Ausgestaltung des Rechnungswesens, der Finanzkon-

trolle sowie der Finanzplanung, sofern diese für die Füh-
rung der Gesellschaft notwendig ist;

4.  Ernennung und Abberufung der mit der Geschäftsfüh-
rung und der Vertretung betrauten Personen sowie Re-
gelung der Zeichnungsberechtigung;

5.  Oberaufsicht über die mit der Geschäftsführung be-
trauten Personen, namentlich im Hinblick auf die Be-
folgung der Gesetze, Statuten, Reglemente und Weis-
ungen;

6.   Erstellung des Geschäftsberichtes und des Vergü-
tungsberichtes sowie Vorbereitung der Generalver-
sammlung und Ausführung ihrer Beschlüsse;

7.   Benachrichtigung des Richters im Falle der Überschul-
dung;

8.   Beschlussfassung über die nachträgliche Leistung von 
Einlagen auf nicht vollständig liberierte Aktien;

9.   Beschlussfassung über die Feststellung von Kapitaler-
höhungen und daraus folgenden Statutenänderungen;

10.   Prüfung der Einhaltung der gesetzlichen Bestimmun-
gen betreffend Einsetzung, Wahl und fachliche Voraus-
setzungen der Revisionsstelle.

Art. 21 Befugnisse, Pflichten
Dem Verwaltungsrat obliegt die Oberleitung der Gesell-
schaft sowie die oberste Aufsicht und Kontrolle der Ge-
schäftsführung.

Der Verwaltungsrat kann in allen Angelegenheiten Be-
schluss fassen, die nicht nach Gesetz oder Statuten einem 
anderen Organ der Gesellschaft zugeteilt sind.

Der Verwaltungsrat führt die Geschäfte der Gesellschaft 
und vertritt sie nach aussen, soweit er nicht die Geschäfts-
führung und Vertretung einem oder mehreren Mitgliedern 
oder Dritten übertragen hat.

Insbesondere hat er die folgenden unübertragbaren und 
unentziehbaren Aufgaben:

1.   Oberleitung der Gesellschaft und Erteilung der nötigen 
Weisungen; somit Entwicklung der strategischen Ziele, 
Festlegung der Mittel zur Erreichung derselben, Fest-
legung der Geschäftspolitik;

2.  Festlegung der Organisation;
3.   Ausgestaltung des Rechnungswesens, der Finanzkon-

trolle sowie der Finanzplanung, sofern diese für die Füh-
rung der Gesellschaft notwendig ist;

4.   Ernennung und Abberufung der mit der Geschäftsfüh-
rung und der Vertretung betrauten Personen sowie Re-
gelung der Zeichnungsberechtigung;

5.    Oberaufsicht über die mit der Geschäftsführung be-
trauten Personen, namentlich im Hinblick auf die Be-
folgung der Gesetze, Statuten, Reglemente und Weis-
ungen;

6.    Erstellung des Geschäftsberichtes und des Vergü-
tungsberichtes sowie Vorbereitung der Generalver-
sammlung und Ausführung ihrer Beschlüsse;

7.    Einreichung eines Gesuchs um Nachlassstundung und 
Benachrichtigung des Richters im Falle der Überschul-
dung;

8.   Beschlussfassung über die nachträgliche Leistung von 
Einlagen auf nicht vollständig liberierte Aktien;

9.   Beschlussfassung über die Feststellung von Kapital-
erhöhungen oder Kapitalherabsetzungen und daraus 
folgenden Statutenänderungen;

10.   Prüfung der Einhaltung der gesetzlichen Bestimmun-
gen betreffend Einsetzung, Wahl und fachliche Voraus-
setzungen der Revisionsstelle.
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Art. 22 Konstituierung
Der Verwaltungsrat konstituiert sich unter Vorbehalt von 
Art. 22 Abs. 2 und Art. 23a selbst. 

Die Generalversammlung wählt ein Mitglied des Verwal-
tungsrats zu dessen Präsidenten. Die Amtsdauer beträgt 
ein Jahr, wobei die Zeit von einer ordentlichen Generalver-
sammlung bis zum Abschluss der nächstfolgenden als ein 
Jahr gilt. Wiederwahl ist zulässig. Ist das Amt des Präsi-
denten vakant, so ernennt der Verwaltungsrat für die ver-
bleibende Amtsdauer einen Präsidenten.

Der Verwaltungsrat bestimmt einen Protokollführer, der 
dem Verwaltungsrat nicht angehören muss.

Art. 23 Delegation, Ausschüsse
Der Verwaltungsrat kann die Vorbereitung und die Aus-
führung seiner Beschlüsse oder die Überwachung von Ge-
schäften Ausschüssen oder einzelnen Mitgliedern zuwei-
sen. Deren Zusammensetzung, Befugnisse und Pflichten 
sind in einem Organisationsreglement festzulegen. Er hat 
für eine angemessene Berichterstattung an seine Mitglie-
der zu sorgen.

Art. 23a Nominierungs- und Vergütungsausschuss
Die Generalversammlung wählt aus den Mitgliedern des 
Verwaltungsrats mindestens drei Mitglieder in den Nomi-
nierungs- und Vergütungsausschuss. Die Amtsdauer der 
Mitglieder des Nominierungs- und Vergütungsausschus-
ses beträgt ein Jahr und endet mit Abschluss der nächs-
ten ordentlichen Generalversammlung. Wiederwahl ist zu-
lässig.

Der Nominierungs- und Vergütungsausschuss hat insbe-
sondere folgende Aufgaben und Zuständigkeiten in Bezug 
auf Vergütungsfragen betreffend den Verwaltungsrat und 
die Geschäftsleitung:

1.  Festlegung der Grundsätze für die Auswahl von Kandida-
ten für den Verwaltungsrat und die Geschäftsleitung und 

Art. 22 Konstituierung
Der Verwaltungsrat konstituiert sich unter Vorbehalt von 
Art. 22 Abs. 2 und Art. 23a selbst. 

Die Generalversammlung wählt ein Mitglied des Verwal-
tungsrats zu dessen Präsidenten. Die Amtsdauer beträgt 
ein Jahr, wobei die Zeit von einer ordentlichen Generalver-
sammlung bis zum Abschluss der nächstfolgenden als ein 
Jahr gilt. Wiederwahl ist zulässig. Ist das Amt des Präsi-
denten vakant, so ernennt der Verwaltungsrat für die ver-
bleibende Amtsdauer einen Präsidenten.

Der Verwaltungsrat wählt einen Sekretär, der weder dem 
Verwaltungsrat angehören muss, noch Aktionär zu sein 
braucht.

Art. 23 Delegation, Ausschuss
Der Verwaltungsrat kann die Vorbereitung und die Aus-
führung seiner Beschlüsse oder die Überwachung von Ge-
schäften, Ausschüssen oder einzelnen Mitgliedern zuwei-
sen. Deren Zusammensetzung, Befugnisse und Pflichten 
sind in einem Organisationsreglement festzulegen. Er hat 
für eine angemessene Berichterstattung an seine Mitglie-
der zu sorgen.

Unter Vorbehalt seiner unübertragbaren und unentzieh-
baren Aufgaben ist der Verwaltungsrat ferner befugt, die 
Geschäftsführung oder einzelne Zweige derselben und die 
Vertretung der Gesellschaft an eine oder mehrere natürli-
che Personen, Mitglieder des Verwaltungsrats (Delegierte) 
oder Dritte, die nicht Aktionäre zu sein brauchen (Direkto-
ren, Geschäftsführer), zu übertragen. Er legt die dazu not-
wendigen Einzelheiten in einem Organisationsreglement 
fest.

Art. 23a Vergütungsausschuss
Die Generalversammlung wählt aus den Mitgliedern des 
Verwaltungsrats mindestens drei Mitglieder in den Vergü-
tungsausschuss. Die Amtsdauer der Mitglieder des Ver-
gütungsausschusses beträgt ein Jahr und endet mit Ab-
schluss der nächsten ordentlichen Generalversammlung. 
Wiederwahl ist zulässig.

Der Vergütungsausschuss hat insbesondere folgende Auf-
gaben und Zuständigkeiten in Bezug auf Vergütungsfragen 
betreffend den Verwaltungsrat und die Geschäftsleitung:

1.  Antragstellung an den Verwaltungsrat betreffend die 
Festlegung der Entschädigungsgrundsätze für die Ge-
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18 110. ORDENTLICHE  GENERALVERSAMMLUNG  SCHWEITER TECHNOLOGIES AG

schäftsleitung, eingeschlossen die Höhe des in Aktien 
zu entrichtenden Anteils sowie die Bewertung der Aktien;

2.  Antragstellung an den Verwaltungsrat zuhanden der Ge-
neralversammlung betreffend die Gesamtbeträge der 
Vergütungen an den Verwaltungsrat und die Geschäfts-
leitung;

3.  Antragstellung an den Verwaltungsrat betreffend die in-
dividuellen Vergütungen der Mitglieder des Verwaltungs-
rats und der Geschäftsleitung im Rahmen des jeweiligen 
durch die Generalversammlung genehmigten Gesamt-
betrages;

4.  Antragstellung an den Verwaltungsrat zuhanden der Ge-
neralversammlung betreffend Änderungen der Statuten 
bezüglich des Vergütungssystems zur Entschädigung 
des Verwaltungsrats und der Geschäftsleitung.

Der Verwaltungsrat regelt die Einzelheiten der Aufgaben 
und Zuständigkeiten des Vergütungsausschusses im Or-
ganisationsreglement.

Art. 24 Organisation, Protokolle
Sitzungsordnung, Beschlussfähigkeit (Präsenz) und Be-
schlussfassung des Verwaltungsrats richten sich nach 
dem Organisationsreglement.

Der Vorsitzende hat den Stichentscheid.

Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Verwaltungs-
rats ist ein Protokoll zu führen. Das Protokoll ist vom Vor-
sitzenden und vom Sekretär des Verwaltungsrats zu unter-
zeichnen.

Antragstellung an den Verwaltungsrat (zuhanden der Ge-
neralversammlung) betreffend Zusammensetzung des 
Verwaltungsrats und der Geschäftsleitung;

2.  Antragstellung an den Verwaltungsrat betreffend die 
Festlegung der Entschädigungsgrundsätze für die Ge-
schäftsleitung, eingeschlossen die Höhe des in Aktien 
zu entrichtenden Anteils sowie die Bewertung der Aktien;

3.  Antragstellung an den Verwaltungsrat zuhanden der Ge-
neralversammlung betreffend die Gesamtbeträge der 
Vergütungen an den Verwaltungsrat und die Geschäfts-
leitung;

4.  Antragstellung an den Verwaltungsrat betreffend die in-
dividuellen Vergütungen der Mitglieder des Verwaltungs-
rats und der Geschäftsleitung im Rahmen des jeweiligen 
durch die Generalversammlung genehmigten Gesamt-
betrages;

5.  Antragstellung an den Verwaltungsrat zuhanden der Ge-
neralversammlung betreffend Änderungen der Statuten 
bezüglich des Vergütungssystems zur Entschädigung 
des Verwaltungsrats und der Geschäftsleitung.

Der Verwaltungsrat regelt die Einzelheiten der Aufgaben 
und Zuständigkeiten des Nominierungs- und Vergütungs-
ausschusses im Organisationsreglement.

Art. 24 Organisation, Protokoll
Sitzungsordnung, Beschlussfähigkeit (Präsenz) und Be-
schlussfassung des Verwaltungsrats richten sich nach 
dem Organisationsreglement.

Der Vorsitzende hat den Stichentscheid.

Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Verwaltungs-
rats ist ein Protokoll zu führen. Das Protokoll ist vom Vor-
sitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen.
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Art. 25 Recht auf Auskunft und Einsicht
Jedes Mitglied des Verwaltungsrats kann Auskunft über 
alle Angelegenheiten der Gesellschaft verlangen. In den 
Sitzungen sind alle Mitglieder des Verwaltungsrats so-
wie die mit der Geschäftsführung betrauten Personen zur 
Auskunft verpflichtet. Ausserhalb der Sitzungen kann je-
des Mitglied von den mit der Geschäftsführung betrauten 
Personen Auskunft über den Geschäftsgang und, mit Er-
mächtigung des Präsidenten, auch über einzelne Geschäf-
te verlangen.

C. Die Revisionsstelle

Art. 26 Wahl, Unabhängigkeit, Amtsdauer
Die Generalversammlung wählt ein staatlich beaufsich-
tigtes Revisionsunternehmen als Revisionsstelle. Die Re-
visionsstelle muss entsprechend den Anforderungen von 
Art. 728 OR unabhängig sein.

Die Revisionsstelle wird für eine Amtsdauer von einem Jahr 
gewählt. Die Amtsdauer endet mit Abnahme der letzten 
Jahresrechnung durch die Generalversammlung. Wieder-
wahl ist möglich.

Art. 27 Aufgaben
Die Revisionsstelle nimmt ihre Prüfungs- und Berichterstat-
tungspflichten in Übereinstimmung mit den einschlägigen 
Bestimmungen des Schweizerischen Obligationenrechts 
wahr.

Der Verwaltungsrat kann die Revisionsstelle jederzeit beauf-
tragen, besondere Abklärungen, insbesondere Zwischenre-
visionen, durchzuführen und darüber Bericht zu erstatten. 
 

IV.  VERGÜTUNGEN VON VERWALTUNGSRAT UND 
GESCHÄFTSLEITUNG SOWIE DAMIT  
ZUSAMMENHÄNGENDE BESTIMMUNGEN

Art. 27a Grundsätze der Vergütungen an die Mitglieder 
des Verwaltungsrats
Die Mitglieder des Verwaltungsrats erhalten für ihre Tätig-
keit eine fixe Entschädigung in bar und/oder Aktien. Für die 
Tätigkeit in Ausschüssen des Verwaltungsrats erhalten die 
betreffenden Mitglieder zusätzlich eine fixe Entschädigung 
in bar und/oder Aktien.

Die Mitglieder des Verwaltungsrats können zusätzlich für 
Beratungsleistungen zugunsten der Gesellschaft oder an-

Art. 25 Recht auf Auskunft und Einsicht
Jedes Mitglied des Verwaltungsrats kann Auskunft über 
alle Angelegenheiten der Gesellschaft verlangen. In den 
Sitzungen sind alle Mitglieder des Verwaltungsrats so-
wie die mit der Geschäftsführung betrauten Personen zur 
Auskunft verpflichtet. Ausserhalb der Sitzungen kann je-
des Mitglied von den mit der Geschäftsführung betrauten 
Personen Auskunft über den Geschäftsgang und, mit Er-
mächtigung des Präsidenten, auch über einzelne Geschäf-
te verlangen.

C. Die Revisionsstelle

Art. 26 Wahl, Unabhängigkeit, Amtsdauer
Die Generalversammlung wählt ein staatlich beaufsich-
tigtes Revisionsunternehmen als Revisionsstelle. Die Re-
visionsstelle muss entsprechend den Anforderungen von 
Art. 728 OR unabhängig sein.

Die Revisionsstelle wird für eine Amtsdauer von einem Jahr 
gewählt. Die Amtsdauer endet mit Abschluss der General-
versammlung, an welcher der Revisionsbericht zu erstatten 
ist. Wiederwahl ist möglich.

Art. 27 Aufgaben
Die Revisionsstelle nimmt ihre Prüfungs- und Berichterstat-
tungspflichten in Übereinstimmung mit den einschlägigen 
Bestimmungen des Schweizerischen Obligationenrechts 
wahr.

Der Verwaltungsrat kann die Revisionsstelle jederzeit beauf-
tragen, besondere Abklärungen, insbesondere Zwischenre-
visionen, durchzuführen und darüber Bericht zu erstatten. 
 

IV.  VERGÜTUNGEN VON VERWALTUNGSRAT UND 
GESCHÄFTSLEITUNG SOWIE DAMIT  
ZUSAMMENHÄNGENDE BESTIMMUNGEN

Art. 27a Grundsätze der Vergütungen an die Mitglieder 
des Verwaltungsrats
Die Mitglieder des Verwaltungsrats erhalten für ihre Tätig-
keit eine fixe Entschädigung in bar. Für die Tätigkeit in Aus-
schüssen des Verwaltungsrats erhalten die betreffenden 
Mitglieder zusätzlich eine fixe Entschädigung in bar.

Die Mitglieder des Verwaltungsrats können zusätzlich für 
Beratungsleistungen zugunsten der Gesellschaft oder an-
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derer Konzerngesellschaften nach marktüblichen Ansät-
zen in bar entschädigt werden unter Vorbehalt der Geneh-
migung durch die Generalversammlung.

Für Tätigkeiten in Unternehmen, welche die Gesellschaft 
direkt oder indirekt kontrolliert, werden keine zusätzlichen 
Vergütungen entrichtet.

Art. 27b Grundsätze der Vergütungen an die Mitglieder 
der Geschäftsleitung
Die Vergütung der Mitglieder der Geschäftsleitung besteht 
aus einer fixen, in bar und/oder Aktien zu entrichtenden 
Grundvergütung (einschliesslich Nebenleistungen) und ei-
ner erfolgsabhängigen Vergütung in bar und/oder Aktien, 
die maximal 200 % der fixen Vergütung betragen darf.

Die Zielvorgaben für die erfolgsabhängige Vergütung wer-
den vom Verwaltungsrat auf Antrag des Vergütungsaus-
schusses für jedes Geschäftsleitungsmitglied unter Be-
rücksichtigung von gesamtunternehmerischen (bspw. 
finanzielles Ergebnis der Gruppe) und individuellen (finan-
ziellen und nicht finanziellen) Kriterien festgelegt.

Art. 27c Grundsätze der Zuteilung von Aktien an die 
Mitglieder der Geschäftsleitung
Der Verwaltungsrat kann festlegen, dass die fixe und/oder 
erfolgsabhängige Vergütung an die Mitglieder der Ge-
schäftsleitung sowie der Ausgleich von Nachteilen zufol-
ge Stellenwechsels gemäss Art. 27e ganz oder teilweise 
gemäss Art. 27b in Aktien der Gesellschaft ausgerichtet 
werden können. Die Zuteilung von Aktien an Mitglieder der 
Geschäftsleitung erfolgt unter Beachtung der folgenden 
Grundsätze:

1.  Der Verwaltungsrat ist zuständig für die Festlegung der 
Höhe des in Aktien zu entrichtenden Anteils sowie für die 
Bewertung der Aktien im Zuteilungszeitpunkt. 

2.  die Aktien sind für mindestens ein Jahr bis höchstens 
fünf Jahre gesperrt. Der konkrete Zeitraum und die Ves-
tingBedingungen werden vom Vergütungsausschuss 
festgelegt.

3.  bei Beendigung der Anstellung vor Ablauf der Sperrfrist 
aufgrund einer Kündigung des Geschäftsleitungsmit-
glieds oder aus wichtigem Grund verfällt der Anspruch 
auf die Aktien entschädigungslos. Bei anderen Beendi-
gungsgründen besteht ein Anspruch pro rata.

4.  Beteiligungspläne können vorsehen, dass im Falle eines 
Kontrollwechsels die Sperrfrist vorzeitig endet und das 
Recht zum Bezug der Aktien pro rata für bereits erbrach-
te Leistungen entsteht.

derer Konzerngesellschaften nach marktüblichen Ansät-
zen in bar entschädigt werden unter Vorbehalt der Geneh-
migung durch die Generalversammlung.

Für Tätigkeiten in Unternehmen, welche die Gesellschaft 
direkt oder indirekt kontrolliert, werden keine zusätzlichen 
Vergütungen entrichtet.

Art. 27b Grundsätze der Vergütungen an die Mitglieder 
der Geschäftsleitung
Die Vergütung der Mitglieder der Geschäftsleitung besteht 
aus einer fixen, in bar und/oder Aktien zu entrichtenden 
Grundvergütung (einschliesslich Nebenleistungen) und ei-
ner erfolgsabhängigen Vergütung in bar und/oder Aktien, 
die maximal 200% der fixen Vergütung betragen darf.

Die Zielvorgaben für die erfolgsabhängige Vergütung wer-
den vom Verwaltungsrat auf Antrag des Nominierungs- und 
Vergütungsausschusses für jedes Geschäftsleitungsmit-
glied unter Berücksichtigung von gesamtunternehmeri-
schen (bspw. finanzielles Ergebnis der Gruppe) und individu-
ellen (finanziellen und nicht finanziellen) Kriterien festgelegt.

Art. 27c Grundsätze der Zuteilung von Aktien an die 
Mitglieder der Geschäftsleitung
Der Verwaltungsrat kann festlegen, dass die fixe und/oder 
erfolgsabhängige Vergütung an die Mitglieder der Ge-
schäftsleitung sowie der Ausgleich von Nachteilen zufol-
ge Stellenwechsels gemäss Art. 27e ganz oder teilweise 
gemäss Art. 27b in Aktien der Gesellschaft ausgerichtet 
werden können. Die Zuteilung von Aktien an Mitglieder der 
Geschäftsleitung erfolgt unter Beachtung der folgenden 
Grundsätze:

1.  Der Verwaltungsrat ist zuständig für die Festlegung der 
Höhe des in Aktien zu entrichtenden Anteils sowie für die 
Bewertung der Aktien im Zuteilungszeitpunkt; 

2.  die Aktien sind für mindestens ein Jahr bis höchstens 
fünf Jahre gesperrt. Der konkrete Zeitraum und die Ves-
ting-Bedingungen werden vom Nominierungs- und Ver-
gütungsausschuss festgelegt;

3.  bei Beendigung der Anstellung vor Ablauf der Sperrfrist 
aufgrund einer Kündigung des Geschäftsleitungsmit-
glieds oder aus wichtigem Grund verfällt der Anspruch 
auf die Aktien entschädigungslos. Bei anderen Beendi-
gungsgründen besteht ein Anspruch pro rata;

4.  Beteiligungspläne können vorsehen, dass im Falle eines 
Kontrollwechsels die Sperrfrist vorzeitig endet und das 
Recht zum Bezug der Aktien pro rata für bereits erbrach-
te Leistungen entsteht.
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Art. 27d Aufgehoben

Art. 27e Ausgleich von Nachteilen zufolge Stellen-
wechsels
Die Gesellschaft kann für neue Mitglieder der Geschäfts-
leitung als Ausgleich für finanzielle Nachteile, die sich zu-
folge des Stellenwechsels ergeben, eine Prämie in bar oder 
in Form von Aktien gemäss Art. 27c gewähren. Wird da-
durch der gemäss Art. 10a der Statuten von der General-
versammlung genehmigte Gesamtbetrag überschritten, so 
wird der nicht genehmigte Teil der folgenden Generalver-
sammlung zur Genehmigung unterbreitet.

Art. 27f Zulässige weitere Tätigkeiten
Die Mitglieder des Verwaltungsrats dürfen maximal 15 wei-
tere Mandate ausüben, von denen maximal 5 Mandate in 
börsenkotierten Gesellschaften sein dürfen.

Die Mitglieder der Geschäftsleitung können maximal 10 
weitere Mandate ausüben, von denen maximal 2 Mandate 
in börsenkotierten Gesellschaften sein dürfen.

«Mandat» im Sinne dieser Bestimmung ist eine Tätigkeit 
in den obersten Leitungs- oder Verwaltungsorganen von 
anderen Unternehmen mit wirtschaftlichem Zweck. Meh-
rere Mandate in Rechtseinheiten derselben konsolidierten 
Gruppe gelten als ein Mandat. Keine Beschränkungen be-
stehen bei Mandaten in Rechtseinheiten, die durch die Ge-
sellschaft kontrolliert werden oder die Gesellschaft kon-
trollieren, sowie bei Mandaten in Vereinen, gemeinnützigen 
Stiftungen, Familienstiftungen und Personalfürsorgestif-
tungen, sofern diese keinen wirtschaftlichen Zweck ver-
folgen.

Art. 27d Spesen
Spesen, welche nicht durch die pauschale Spesenentschä-
digung gemäss dem Spesenreglement der Gesellschaft 
abgedeckt sind, werden gegen Vorlage der entsprechen-
den Belege vergütet. Diese zusätzlichen Entschädigungen 
für tatsächlich angefallene Spesen sind keine Vergütungen 
und von der Generalversammlung nicht zu genehmigen.

Art. 27e Ausgleich von Nachteilen zufolge Stellen-
wechsels
Die Gesellschaft kann für neue Mitglieder der Geschäfts-
leitung als Ausgleich für finanzielle Nachteile, die sich zu-
folge des Stellenwechsels ergeben, eine Prämie in bar oder 
in Form von Aktien gemäss Art. 27c gewähren. Wird da-
durch der gemäss Art. 10a der Statuten von der General-
versammlung genehmigte Gesamtbetrag überschritten, so 
wird der nicht genehmigte Teil der folgenden Generalver-
sammlung zur Genehmigung unterbreitet.

Art. 27f Zulässige weitere Tätigkeiten
Die Mitglieder des Verwaltungsrats dürfen maximal 25 wei-
tere Mandate ausüben, von denen maximal 5 Mandate in 
börsenkotierten Gesellschaften sein dürfen.

Die Mitglieder der Geschäftsleitung können maximal 10 
weitere Mandate ausüben, von denen maximal 2 Mandate 
in börsenkotierten Gesellschaften sein dürfen.

«Mandat» im Sinne dieser Bestimmung ist eine Tätigkeit 
in den obersten Leitungs- oder Verwaltungsorganen von 
Rechtseinheiten, die verpflichtet sind, sich ins Handels-
register oder ein entsprechendes ausländisches Register 
eintragen zu lassen. Mehrere Mandate in Rechtseinheiten 
derselben konsolidierten Gruppe gelten als ein Mandat. Kei-
ne Beschränkungen bestehen bei Mandaten in Rechtsein-
heiten, die durch die Gesellschaft kontrolliert werden oder 
die Gesellschaft kontrollieren, bei Mandaten, die auf An-
ordnung der Gesellschaft oder von ihr kontrollierten Ge-
sellschaften ausgeübt werden sowie bei Mandaten in Ver-
einen, gemeinnützigen Stiftungen, Familienstiftungen und 
Personalfürsorgestiftungen.
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Art. 27g Den Vergütungen zugrunde liegende Verträge
Die Mandatsverträge der Mitglieder des Verwaltungsrats 
sind befristet bis zum Abschluss der nächsten ordentli-
chen Generalversammlung. Vorbehalten bleiben vorzeiti-
ge Rücktritte oder Abwahlen.

Die Arbeitsverträge der Mitglieder der Geschäftsleitung 
sind grundsätzlich unbefristet. Die Kündigungsfrist darf 
12 Monate nicht übersteigen. Sind Arbeitsverträge aus-
nahmsweise befristet, darf die feste Dauer maximal ein 
Jahr betragen. 

Art. 27h Darlehen, Kredite und Vorsorgeleistungen
Die Gesellschaft darf den Mitgliedern des Verwaltungs-
rats und der Geschäftsleitung keine Darlehen, Kredite und 
Vorsorgeleistungen ausserhalb der beruflichen Vorsorge 
gewähren. Davon ausgenommen ist die Bevorschussung 
von Anwalts, Gerichts und ähnlichen Kosten bis zu einem 
Maximalbetrag von CHF 1 Million zur Abwehr von Verant-
wortlichkeitsansprüchen

Die Mitglieder des Verwaltungsrats und der Geschäftslei-
tung sind in der Pensionskasse der Gesellschaft zu markt-
konformen Bedingungen versichert und können an Renten-
plänen der Gesellschaft zu marktgerechten Bedingungen 
teilnehmen. Für Mitglieder der Geschäftsleitung sind Über-
brückungsrenten zwischen Frühpensionierung und ordent-
lichem Pensionierungsalter möglich bis maximal eine fixe 
jährliche Vergütung, welche das betreffende Mitglied der 
Geschäftsleitung im letzten Jahr vor der Frühpensionie-
rung beziehen wird.

V.  RECHNUNGSABSCHLUSS, GEWINNVERWENDUNG, 
RESERVEN

Art. 28 Jahresrechnung
Bücher und Rechnung der Gesellschaft werden jährlich auf 
den 31. Dezember oder auf einen anderen, durch den Ver-
waltungsrat zu beschliessenden Termin abgeschlossen.

Die Erfolgsrechnung, die Bilanz und der Anhang sind in 
Übereinstimmung mit den einschlägigen Bestimmungen 
des Schweizerischen Obligationenrechts aufzustellen.

Art. 27g Den Vergütungen zugrunde liegende Verträge
Die Mandatsverträge der Mitglieder des Verwaltungsrats 
sind befristet bis zum Abschluss der nächsten ordentli-
chen Generalversammlung. Vorbehalten bleiben vorzei-
tige Rücktritte oder Abwahlen.

Die Arbeitsverträge der Mitglieder der Geschäftsleitung 
sind grundsätzlich unbefristet. Die Kündigungsfrist darf 
12 Monate nicht übersteigen. Sind Arbeitsverträge aus-
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rats und der Geschäftsleitung keine Darlehen, Kredite und 
Vorsorgeleistungen ausserhalb der beruflichen Vorsorge 
gewähren. Davon ausgenommen ist die Bevorschussung 
von Anwalts-, Gerichts- und ähnlichen Kosten bis zu einem 
Maximalbetrag von CHF 1 Million zur Abwehr von Verant-
wortlichkeitsansprüchen.

Die Mitglieder des Verwaltungsrats und der Geschäftslei-
tung sind in der Pensionskasse der Gesellschaft zu markt-
konformen Bedingungen versichert und können an Renten-
plänen der Gesellschaft zu marktgerechten Bedingungen 
teilnehmen. Für Mitglieder der Geschäftsleitung sind Über-
brückungsrenten zwischen Frühpensionierung und ordent-
lichem Pensionierungsalter möglich bis maximal eine fixe 
jährliche Vergütung, welche das betreffende Mitglied der 
Geschäftsleitung im letzten Jahr vor der Frühpensionie-
rung beziehen wird.

V.  RECHNUNGSABSCHLUSS, GEWINNVERWENDUNG, 
RESERVEN

Art. 28 Jahresrechnung
Bücher und Rechnung der Gesellschaft werden jährlich auf 
den 31. Dezember oder auf einen anderen, durch den Ver-
waltungsrat zu beschliessenden Termin abgeschlossen.

Die Erfolgsrechnung, die Bilanz und der Anhang sind in 
Übereinstimmung mit den einschlägigen Bestimmungen 
des Schweizerischen Obligationenrechts aufzustellen.
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Art. 29 Verwendung des Jahresgewinns
Der in der Jahresbilanz ausgewiesene Jahresgewinn ist 
nach den Bestimmungen von OR 671 ff. zu verwenden.

Aus dem ausgewiesenen Jahresgewinn ist jährlich ein Be-
trag von 5% der gesetzlichen Gewinnreserve zuzuweisen, 
bis diese zusammen mit der gesetzlichen Kapitalreserve 
50% des im Handelsregister eingetragenen Aktienkapitals 
erreicht hat.

Der verbleibende Jahresgewinnsaldo und ein allfälliger Ge-
winnvortrag früherer Geschäftsjahre stehen unter Vorbe-
halt der zwingenden gesetzlichen Bestimmungen zur frei-
en Verfügung der Generalversammlung.

VI. AUFLÖSUNG, LIQUIDATION

Art. 30 Auflösung
Die Generalversammlung kann jederzeit die Auflösung der 
Gesellschaft nach Massgabe der gesetzlichen und statu-
tarischen Vorschriften beschliessen.

Art. 31 Liquidation
Die Liquidation erfolgt nach den gesetzlichen Bestimmun-
gen, insbesondere nach OR 739 ff.

Die Befugnisse der Generalversammlung bleiben auch 
während der Liquidation mit der Einschränkung gemäss 
OR 739 bestehen. Insbesondere unterliegt die Liquidations-
rechnung der Genehmigung durch die Generalversamm-
lung.

Der Verwaltungsrat besorgt die Liquidation, sofern diese 
nicht durch Beschluss der Generalversammlung Dritten 
übertragen wird.

Die Liquidatoren sind berechtigt, die Aktiven der Gesell-
schaft freihändig zu veräussern.

VII.  SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Art. 32
Soweit in diesen Statuten keine abweichenden Regelungen 
enthalten sind, gelten die Bestimmungen des Schweizeri-
schen Obligationenrechts.

Art. 29 Verwendung des Jahresgewinns 
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Art. 32
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